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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Eine vom Dachverband der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) in Auftrag
gegebene Studie über die Zufriedenheit von Deutschschweizer Lehrpersonen kam zu
einem ähnlichen Befund. Wichtigstes Resultat war, dass die Attraktivität des
Pädagogenberufs weiter abnimmt. Nur noch etwa zwei Drittel aller Lehrer (71%) würden
sich noch einmal für diesen Beruf entscheiden. Das sind 4% weniger als bei einer 1990
durchgeführten Umfrage. Besonders ausgeprägt ist der Schulfrust bei Lehrkräften mit
Vollpensum, bei männlichen Pädagogen und bei Lehrern an der Oberstufe (7. bis 9.
Schuljahr). Wie die Studie zeigte, macht den Lehrern vor allem das veränderte soziale
Umfeld zu schaffen. Die Zunahme von erzieherischen Aufgaben erschwert den
Unterricht und schafft Stress. Der wachsende Reformdruck bringt zusätzliche Unruhe in
die Klassen und absorbiert Energien, die beim eigentlichen Kerngeschäft fehlen. Auf die
Motivation drücken zudem das schlechte Image des Lehrerberufs, fehlende
Aufstiegschancen und stagnierende Löhne. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 05.11.2002
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr verstärkte sich der öffentliche Druck zur Schaffung von
Tagesstrukturen an den Schulen: Nicht nur wurden auf kommunaler, kantonaler und
nationaler Ebene zahlreiche politische Vorstösse eingereicht, im Sommer forderte auch
der Schweizerische Lehrerinnen- und Lehrerverband (LCH) alle Kantone und
Gemeinden auf, für Schülerinnen und Schüler Tagesschulen anzubieten. LCH schätzte
die Kosten auf 500 Fr. pro Schüler und Monat. Kurz darauf präsentierte Avenir Suisse
ein rund 160-seitiges „Einmaleins der Tagesschule“, das den zuständigen Behörden
konkrete Hilfe bei der Einrichtung kommunaler Tagesschulen auf freiwilliger Basis
geben will und das an die Schulbehörden aller Gemeinden verschickt werden soll. Der
Leitfaden zeigt praxisnah und mit den nötigen Hinweisen auf die politischen und
finanziellen Fallgruben auf, wie Gemeindeschulen etappenweise in funktionsfähige
Tagesschulen umgewandelt werden können. In der Herbstsession reichte eine breite
Koalition von Nationalrätinnen aus allen grossen Parteien fünf parlamentarische
Initiativen ein, die einen Verfassungsartikel für Tagesschulen verlangen (Pa.Iv. 05.429;
Pa.Iv. 05.430; Pa.Iv. 05.431; Pa.Iv. 05.432; Pa.Iv. 05.440). 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.09.2005
MAGDALENA BERNATH

HarmoS stiess weitgehend auf Zustimmung. So zeigte sich der Verband
Kindergärtnerinnen Schweiz erfreut, dass das Konkordat viele Themen aufgreife, für die
sich der Verband schon früher eingesetzt habe. Der Verband schweizerischer
Lehrerinnen und Lehrer sowie die Gewerkschaft VPOD beanstandeten jedoch, dass die
EDK den Kantonen die Wahl der ersten Fremdsprache überlassen will. Ebenfalls zu Kritik
Anlass gab die Bevorzugung der „harten“ Fächer Mathematik, Naturwissenschaften und
Sprachen gegenüber musischen, handwerklichen und bewegungsorientierten Fächern.
Bezüglich des Bildungsmonitoring forderte der VPOD klare Leitplanken;
Bildungsstandards und Rankings sollten nicht der Selektion dienen. Die „Städteinitiative
Bildung Volksschule“, der 23 Städte mit 1,4 Mio Einwohnern angehören, verlangte eine
schweizweit einheitliche Ausbildung für alle Lehrerinnen und Lehrer und die gleiche
Bezeichnung der Schulstufen. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.2006
MAGDALENA BERNATH

Der Erfolg der SVP löste auch Reaktionen seitens der übrigen Parteien aus, CVP, FDP
und SP warben in den Medien vehement für das HarmoS-Projekt. Die FDP trat im
Rahmen eines nationalen Komitees mit über 230 Mitgliedern für das Konkordat ein und
die SP startete eine nationale Kampagne zugunsten der Harmonisierung der
Volksschule. Auch der Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer,
Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften setzten sich für ein Ja zu HarmoS ein. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.09.2008
ANDREA MOSIMANN
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Der Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) forderte zudem eine
landesweite Gehaltserhöhung für Lehrpersonen von 5,5%. LCH machte geltend, dass
die Löhne im Unterrichtswesen zwischen 1993 und 2007 nur um 1,6% gestiegen seien,
während im gesamten Dienstleistungssektor ein Lohnwachstum von 5,3% stattgefunden
habe. Der Verband begründete sein Anliegen ferner damit, dass eine bessere
Entlöhnung unabdingbar sei, um die Konkurrenzfähigkeit des Berufs zu erhalten und
vermehrt wieder Männer für eine Ausbildung an einer pädagogischen Hochschule zu
motivieren. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 09.10.2008
ANDREA MOSIMANN

Die Volksschulbildung rückt zunehmend ins Interesse einer breiten Öffentlichkeit.
Politiker wollen bei Schulreformen, Lehrmitteln und der Koordination von Lehrplänen
mitreden. Die Wirtschaft fordert eine gezieltere Berufsvorbereitung und auch die
Eltern möchten über Lektionenzahl, Lerninhalte und gar über die Wahl der
Lehrpersonen mitbestimmen können. Der Lehrerverband beobachtet diese Entwicklung
mit einer gewissen Skepsis und stellte deshalb seine Delegiertenversammlung unter das
Motto „Wie viel Politik verträgt die Schule“. In einer Resolution forderten die
Delegierten zu einem sachbezogenen Umgang mit der Schule auf und appellierten an
die Parteien, die Grundschulbildung nicht als populistisches Vehikel für Wählergunst zu
missbrauchen. Grundsätzlich erachten sie die öffentliche Diskussion des
Bildungswesens aber als notwendig. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 15.06.2009
ANDREA MOSIMANN

Im Herbst forderte der Dachverband Schweizer Lehrerinnen und Lehrer (LCH) für 2011
eine Reallohnerhöhung von 5%. Gemäss LCH hält die Entlöhnung nicht mit den
steigenden Anforderungen Schritt und der Beruf drohe dadurch unattraktiv zu werden.
Vorschub für die Lohnforderungen bot auch eine Studie der Beratungsfirma
PricewaterhouseCoopers, die zeigte, dass die Lehrerschaft im Kanton Bern bis zu 5%
weniger verdient als Personen in vergleichbaren Positionen in der Finanzbranche und
der öffentlichen Verwaltung. 7

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 31.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Le débat sur l’enseignement du français dans les écoles primaires alémaniques a
repris de plus belle en 2013. En montrant du doigt un Lehrplan 21 trop chargé, de
nombreux cantons alémaniques comme Lucerne, Nidwald ou encore Thurgovie ont
lancé des initiatives pour qu’une seule langue étrangère soit enseignée dans les écoles
primaires de leurs cantons. Néanmoins, il est important de spécifier que l’objectif de la
conférence des directeurs cantonaux de l’instruction publique (CDIP) est d’introduire
deux langues étrangères dès l’école primaire. De son côté, l’association faîtière des
enseignantes et enseignants alémaniques (LCH) s’oppose aux initiatives cantonales. En
effet, elle estime qu’il est préférable d’attendre les résultats obtenus sur plusieurs
années avant de tirer des conclusions qui seraient forcément hâtives. Finalement, le
syndicat des enseignants romands de l’école obligatoire (SER) a tiré sur la sonnette
d’alarme. Pour lui, les cantons romands ne doivent pas être les seuls à supporter l’effort
de la solidarité linguistique confédérale. La loi fédérale sur les langues nationales doit à
tout prix être respectée selon le syndicat. Il est donc impossible, pour le SER, de
sacrifier le français dans les écoles alémaniques. 8

KANTONALE POLITIK
DATUM: 12.03.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Ausgangspunkt einer hitzigen medialen Diskussion um die frühkindliche Förderung war
ein Artikel von SVP-Bildungspolitikerin Verena Herzog (svp, TG) in der SVP-Zeitung
«Klartext», in welcher sie argumentierte, dass «eine verfehlte Zuwanderungspolitik
durch staatlich verordnete Krippenerziehung wettgemacht werden» solle. Stein des
Anstosses war dann ihre Aussage, in welcher sie Kinder in Krippen mit Verdingkindern
verglich, die zwecks besserer Erziehung weggegeben wurden. Der Staat solle sich
hierbei in grösserer Zurückhaltung üben – damals wie heute, so Herzog. 
Vertreter und Vertreterinnen von Betreuungsorganisationen sowie vom Verein
Fremdplatziert kritisierten den Vergleich vehement.
Die Aussage Herzogs liess sich in den Kontext der Debatten in Bundesbern über die
frühkindliche Förderung einordnen. So wurde entschieden, dass neue Kita-Plätze
weiterhin subventioniert werden und dass steuerpolitisch jene Eltern finanziell
entlastet werden, die ihren Nachwuchs fremdbetreuen lassen (BRG 18.050). Herzog
störte sich auch an den Bestrebungen, die Frühförderung der null- bis vierjährigen
Kinder auszubauen. In der zuständigen Bildungskommission hätte ihr niemand
beantworten können, was mit jenen Eltern passiere, die ihre Kinder nicht in die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.07.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Frühförderung schicken wollten. Der Kindergartenbesuch sei auch freiwillig gewesen
und dann obligatorisch geworden. Dasselbe wäre für die Frühförderung fatal, so
Herzog. 
Praktisch zur selben Zeit berichteten die deutschsprachigen Medien
bezeichnenderweise über die Bemühungen einiger Kantone und Städte, die sprachliche
Frühförderung von Kindern nichtdeutscher Muttersprache zu stärken. Viele Kinder
sprächen zu Hause kein oder kaum Deutsch und seien daher komplett überfordert,
wenn sie in die erste Klasse einträten. In einem Interview äusserte sich auch Dagmar
Rösler, Präsidentin des Dachverbandes der Schweizer Lehrerinnen und Lehrer. Sie
forderte ein schweizweites Obligatorium für eine Frühförderung analog dem Basler
Modell. In diesem Modell «Frühe Deutschförderung» werden eineinhalb Jahre vor dem
Kindergarteneintritt die Deutschkenntnisse fremdsprachiger Kinder ermittelt. Wenn
diese nicht genügen, müssen die Kinder an mindestens zwei halben Tagen pro Woche
eine Spielgruppe oder ein Tagesheim besuchen. In der Folge forderte Christoph
Eymann (lpd, BS), Nationalrat und Präsident der SKOS, in einer zu Beginn von
Nationalrätin Herzog bekämpften und schliesslich überwiesenen Motion, dass der
Bundesrat prüfe und Bericht erstatte, wie die frühe Sprachförderung vor Eintritt in den
Kindergarten mithilfe des Bundes im ganzen Land umgesetzt werden könne.
Ins gleiche Horn blies im Übrigen auch ein Bericht des Schweizerischen
Wissenschaftsrates, der dringenden Handlungsbedarf bei der frühkindlichen Förderung
sah. Gemäss den Medien sei ein schweizweites Obligatorium der sprachlichen
Frühförderung jedoch derzeit nicht realistisch, weil die Frühförderung in der
Kompetenz der Kantone liege. 9

1) Presse vom 5.11.02.
2) Presse vom 13.6., 6.7. und 20.9.05
3) NZZ, 1.12 und 23.12.06.
4) AZ und BaZ, 27.5.08; SN, 8.7.08; AZ und BüZ, 29.8.08; AZ und NZZ, 11.9.08.
5) NLZ, 9.10.08.
6) NZZ, 13.6. und 15.6.09.
7) SGT, 23.6.10; NLZ und SZ, 16.9.10.
8) TG, 12.3.13; Bund, 13.4.13; SO, 5.5.13;TA, 13.5.13; AZ, 18.5.13; SoZ, 19.05.13; NZZ, 24.9.13; TG, 3.10.13; AZ, 11.10.13; TA, 22.11.13;
LT, 2.12.13; Lib, 24.12.13 et 27.12.13.
9) Blick, 17.7., 18.7.19; SoZ, 18.8.19; BaZ, TA, 19.8.19; NZZ, 20.8.19; AZ, 18.9.19; NZZ, 24.9.19; SGT, TA, 25.9.19
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